
Redefreiheit und die Linke

Lukas Müller. Infomail 1236, 10. November 2023

Im Folgenden geben wir die einleitenden Thesen von Gen. Lukas Müller als Vertreter der Gruppe
Arbeiter:innenmacht wieder, die er am 4. November bei einer Podiumsdiskussion in Leipzig
vorgestellt hat.

1. These

Das bürgerliche Recht und bürgerliche Freiheiten erscheinen nur auf einer rein formalen Ebene als
etwas Neutrales (neutrales Recht, neutrale Freiheiten), sind aber Ausdruck eines bestimmten
Klasseninteresses – dem der Kapitalist:innenklasse.

Sie drücken primär ihr Interesse aus und nicht das aller Klassen (also z. B. auch der
Arbeiter:innenklasse, auch wenn es so erscheint, als würde das bürgerliche Recht die gemeinsamen
Interessen der gesamten Gesellschaft wiedergeben.

Aber solche gemeinsamen Interessen der Gesellschaft, also aller Klassen, gibt es nicht

Denn: Über der kapitalistischen Produktionsweise als ökonomischer, materieller Basis der
Gesellschaft erhebt sich deren ideologischer, rechtlicher, moralischer Überbau. Dieser ist also
Ausdruck der ökonomischen Basis (Basis und Überbau bei Marx).

D. h., das bürgerliche Recht, die bürgerliche Freiheiten, die bürgerliche Moral usw. entsprechen der
kapitalistischen Produktionsweise und reproduzieren diese auf politischer und ideologischer Ebene.
Damit dienen sie in erster Linie der herrschenden Klasse, der Bourgeoisie.

Freiheit des/r einen ist gleichzeitig die Unterdrückung des/r anderen (unternehmerische Freiheit).
Die Freiheit der Kapitalist:innen, von ihrer ökonomischen (und damit auch politischen) Macht
Gebrauch zu machen, zieht gleichzeitig und unausweichlich die Ausbeutung und Unterdrückung der
Arbeiter:innenklasse nach sich. Es gibt also nicht DIE allgemeine Freiheit, sondern sie muss im
Kontext von Klassen gesehen werden

Die Frage nach Freiheit ist die: „Für welche Klasse“?

Wir sind für die Freiheit der Arbeiter:innenklasse und aller Unterdrückten, aber gleichzeitig für die
Unfreiheit der Kapitalist:innenklasse (ganz allgemein und plakativ gesprochen).

Jede Person hat das Recht, wählen zu gehen, Demonstrationen anzumelden, Parteien oder Zeitungen
zu gründen usw. Aber durch ihre ökonomische Macht verfügt die Kapitalist:innenklasse über einen
vielfach größeren Einfluss auf Staat und öffentliche Meinung. Sie ist durch unzählige Fäden mit dem
Staat verbandelt, sodass sie dadurch auch zur politisch herrschenden Klasse wird, teils ganz direkt
durch das Schreiben von Gesetzen, oft aber auf indirekt Art und Weise.

Letztlich ist in Artikel 14 GG auch das „Recht“ auf Privateigentum Erbschaft, also eine auf
Privatbesitz an Produktionsmitteln fußende Gesellschaft, unveränderlich festgeschrieben (und damit
der Kapitalismus).

Demokratische Rechte werden den unterdrückten Klassen oft nur deshalb (teilweise) gewährt, um
sie ins bestehende System zu integrieren, zur Aussöhnung mit diesem und um der Kaschierung der
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ökonomischen und damit indirekt auch politischen Herrschaft der Kapitalist:innenklasse willen.

Was selbstverständlich nicht heißt, dass wir demokratische Rechte nicht gegen jeden staatlichen
Angriff verteidigen würden! Dazu gleich mehr.

2. These  (damit eng zusammenhängend)

Das bürgerliche Recht und bürgerliche Freiheiten erscheinen auch nur auf einer rein formalen
Ebene als für alle gleichermaßen gültig. Nur weil Rechte und Freiheiten formal für alle gleich
existieren, heißt das noch lange nicht, dass Staat und Kapitalist:innenklasse diese von allen in
gleichem Umfang in Anspruch nehmen lassen.

Das sieht man z. B. aktuell an der massiven Repression gegen Palästinasolidarität. In zahlreichen
Städten wurden alle Demonstrationen und Kundgebungen, die in Solidarität mit Palästina stehen
könnten, verboten. Hunderte Teilnehmer:innen wurden bundesweit festgenommen. An Berliner
Schulen wurden das Tragen der Kufiya, Zeigen von Aufklebern und Stickern mit Aufschriften wie
„Free Palestine“ verboten. Auf Demonstrationen, die stattgefunden haben, waren viele Parolen als
angeblich „antisemitisch“ verboten, in Berlin z. B. die Parole „Stoppt das Morden, stoppt den
Krieg“.  Palästinenser:innen, Araber:innen und Muslim:innen, die keine deutschen Pässe haben,
droht die Abschiebung bei propalästinensischer Aktivität.

Palästinasolidarität ist nur ein Beispiel, man könnte viele weitere nennen:

Es gibt keine Neutralität der Richter:innen. Kapitalist:innen können Staranwält:innen bezahlen.
Rechte von Geflüchteten (Menschenwürde) usw. usf. werden von diesen nicht vertreten, wenn sie
staatlich eingeschränkt werden. Der Staat versucht also, die formal jedem/r garantierten Rechte
nach Belieben gesetzlich einzuschränken oder setzt sich schlicht über seine eigenen Gesetze
hinweg. Sie sind also mehr Schein als Sein.

Was wie gesagt nicht heißt, dass wir nicht auch formale (also gesetzliche) Rechte und Freiheiten
gegen Angriffe verteidigen. Das halten wir sehr wohl für relevant und notwendig.

Unter den Bedingungen der Illegalität ist es selbstverständlich deutlich schwieriger für die
Arbeiter:innenklasse, sich zu organisieren, als unter Bedingungen voller demokratischer Freiheiten. 
Formale Freiheiten sind also keineswegs völlig irrelevant, weil eh nur das aktuelle Interesse der
Kapitalist:innenklasse zählt. Wenn wir formal ein Recht haben, schafft das tendenziell günstigere
Bedingungen, dieses auch praktisch durchzusetzen. Daher sind wir allgemein für größtmögliche
demokratische Freiheiten.

Es geht aber darum, dass in der kapitalistischen Klassengesellschaft kein Automatismus existiert,
welcher allen Menschen die praktische Inanspruchnahme von formalen Rechte und Freiheiten
garantiert, zum einen durch ökonomische Macht und Zwänge,  zum anderen durch die Macht des
Staates, Rechte einzuschränken, abzuschaffen und zu übergehen.

3. These

Bürgerliche Freiheiten (z. B. Meinungsfreiheit) und demokratische Recht sind für Arbeiter:innen-
wie auch Kapitalist:innenklasse kein Selbstzweck, sondern nur Mittel zum Zweck. Sie dienen
nämlich der Verteidigung ihrer objektiven Klasseninteressen. Sie haben somit keinen Wert an sich,
sondern immer nur Bedeutung, wenn sie ihren Interessen  zu einer gegebene Zeit nutzen.

Daran bestimmt sich auch allgemein unser Verständnis von Recht und Moral oder, wann wir Rechte



oder Einschränkungen verteidigen oder was wir selbst vornehmen: „Recht ist, was der
proletarischen Klasse nützt“ (Lenin).

Im Eingangstext zur Veranstaltung wurde das Engagement von Marx, Engels und der II.
Internationale fürs Recht auf freie Meinungsäußerung angesprochen. Dieses zu erkämpfen, war in
der Tat eine wichtige Aufgabe der damaligen Zeit (und bis heute).

Aber Marx, Engels und die II. Internationale kämpften nicht für Recht auf freie Meinungsäußerung
als Wert an sich, damit sich halt alle Menschen frei (freier) äußern können, sondern damit SIE und
die internationale Arbeiter:innenklasse sich frei äußern und vor allem legal organisieren können mit
dem Ziel, diese Freiheiten nutzen zu können, um die Zerschlagung des Kapitalismus und seiner
bürgerlichen Staaten vorzubereiten.

Denn zu dieser Zeit gab es die Sozialistengesetze in Deutschland und ähnliche, teilweise noch
schärfere Gesetze in anderen Ländern, welche Kommunist:innen und Sozialdemokrat:innen in den
Untergrund, die Illegalität und zu Tauenden ins Gefängnis drängten.

Demokratische Rechte allgemein bilden für die Arbeiter:innenklasse eine Art Rahmen, in dem
politisches Handeln möglich ist. Wenn diese in spezifischer Situation den Interessen der
Arbeiter:innenklasse schaden, ist es legitim und notwendig, diese einzuschränken oder
abzuschaffen.

Hitler wurde demokratisch an die Macht gewählt (gleichzeitig gestützt auf eine militante
Massenbewegung auf der Straße). Haben Kommunist:innen deshalb die Wahl widerstandslos
akzeptiert, aus Hochachtung vor der Demokratie als Selbstzweck? Nein!

Nennen wir als zweites Beispiel  das Verbot der anderen Sowjetparteien durch die Bolschewiki im
Bürger:innenkrieg.

Demokratie hat für uns keinen Wert an sich, sondern nur einen, solange sie den Interessen der
Arbeiter:innenklasse nützt, und umgekehrt gewährt die Kapitalist:innenklasse demokratische Rechte
und Freiheiten nur, solange ihre eigene Klassenmacht dadurch nicht bedroht wird. Sobald sie ihre
Interessen durch politische Bewegungen gefährdet sieht, wird sie deren demokratische Rechte
übergehen, einschränken, abschaffen.

Das kann sogar darin gipfeln, dass Kapitalist:innen zur Sicherung ihrer ökonomischen Macht (also
des Kapitalismus) nicht nur einzelne demokratische Rechte einschränken, sondern die faschistische
Karte ziehen und damit grünes Licht geben zur Abschaffung der gesamten bürgerliche Demokratie.
So geschehen bei Hitlers Treffen mit der deutschen Großindustrie kurz vor Machtergreifung und
danach.

Die Frage von Recht, Freiheit und Demokratie ist schlicht die von Klassenkampf. Wir verteidigen das
Demonstrationsrecht gegen staatliche Angriffe, schränken dieses zeitgleich aber selber aktiv für
Faschist:innen ein, indem wir ihre Demonstrationen blockieren.

Wir verteidigen das Recht auf freie Meinungsäußerung („Propagandafreiheit“) gegen staatliche
Angriffe, reißen Plakate und Sticker von Faschist:innen ab, werfen ihre Flyer, wo sie ausliegen, in
den Müll.

So verhalten wir uns allerdings nicht gegenüber gewöhnlichen bürgerlichen Parteien wie CDU, FDP,
Grünen oder bürgerlichen Arbeiter:innenparteien wie SPD und Linkspartei. Diese verbreiten zwar
bürgerliche Ideologie und damit die der Kapitalist:innenklasse und müssen dementsprechend
politisch bekämpft werden.



Allerdings unserer Meinung nach nicht durch Blockieren von Versammlungen oder Zerstören von
Wahlplakaten.

1. Weil es gegen so große und mächtige Parteien ziemlich ineffektiv ist diese durch Sabotage
bekämpfen zu wollen. Wir müssen vielmehr Arbeiter:innen, welche Illussionen in diese Parteien
hegen, durch politisch-inhaltlichen Kampf von diesen lösen und für uns gewinnen;

2. weil von bürgerlichen Parteien keine so direkte physische Gefahr für linke und proletarische
Aktivist:innen ausgeht, weil deren Ziel nicht in der Zerschlagung der Arbeiter:innenbewegung selbst
besteht;

3. weil wir diesen Parteien, die ja auch z. T. an der Regierung sind, damit einen Vorwand liefern,
umgekehrt uns zu sabotieren durch Gesetze, die unsere Rechte einschränken.

Es würde uns schwerfallen, diese demokratischen Rechte dann öffentlichkeitswirksam als politische
Minderheit zu verteidigen, wenn wir sie der politischen Mehrheit selbst nicht zugestehen. Es wäre
also taktisch einfach unklug und der Öffentlichkeit schwer zu vermitteln, während das Blockieren
von Faschisten:innen und anderen Rechten leichter zu begründen ist, weil sie eine unmittelbare
Gefahr für die Existenz von zumindest Teilen der Arbeiter:innenklasse und Unterdrückten
(Migrant:innen, Geflüchtete) darstellen bzw. die Organisationen der Klasse zerschlagen wollen.

Wir tun das also nicht, weil wir die demokratischen Freiheit an sich so hoch schätzen, sondern wir
uns nicht mit taktisch unklugem Verhalten selbst schaden wollen. Taktische Erwägungen sind
allgemein von großer Relevanz im Klassenkampf.

Natürlich wird die Kapitalist:innenklasse so oder so unsere demokratischen Rechte einzuschränken
versuchen, uns polizeilich und juristisch sabotieren, sobald sie uns als reale Gefahr wahrnimmt. Und
da sind wir dann an dem Punkt, wo das Kräfteverhältnis und die öffentliche Stimmung entscheiden,
wer sich durchsetzt.

4. These

Das Wahrnehmen bzw. Durchsetzen von Rechten und Freiheiten ist nicht in erster Linie eine
juristische, sondern eine Frage des Kräfteverhältnisses.

Ob der Staat es schafft, ein bestimmtes Gesetz zu erlassen, bspw. das Versammlungsrecht zu
beschneiden, ist abhängig vom Ausmaß des Widerstands, den wir schaffen, auf der Straße, in
Betrieben, an Unis und Schulen zu entfalten. Wenn sich die öffentliche Stimmung dermaßen gegen
solche Gesetzesvorhaben dreht oder mit massiven Streiks dagegen zu rechnen ist, kann der Staat
davor zurückschrecken und das Gesetz wieder zurücknehmen müssen.

Weiter ist es auch eine Frage des Kräfteverhältnisses, ob und inwieweit wir uns über bestehende
Gesetze oder andere staatliche Einschränkungsversuche hinwegsetzen können. Formal mag eine
Demonstration verboten sein, aber wenn dennoch Zigtausende kommen, können wir diese
womöglich gegen die Einschränkungen durch die Staatsmacht durchsetzen.

Letztlich besteht unser Ziel darin, das Kräfteverhältnis so zu verschieben, dass die
Arbeiter:innenklasse selber die Kontrolle darüber übernehmen kann, welche demokratischen Rechte
es gibt, was gesagt und getan werden darf, um sie somit massiv auszuweiten. Das heißt, wir treten
z. B. dafür ein, dass die Arbeiter:innen der großen Zeitungen, sozialen Medien usw. selber
entscheiden, was erlaubt ist und was nicht. In diesem Sinne kann der Kampf für die Verteidigung
demokratischer Rechte mit dem für Arbeiter:innenkontrolle und ein Programm von



Übergangsforderungen verbunden werden.


